
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
in Vertretung für Tobias Goldmann informiere ich Sie heute gerne wieder über 
einige interessante Neuigkeiten: 
 
1. Treffen ehrenamtlicher Flüchtlingshelfer mit Innenminister Herrmann 

Eine Gruppe von ehrenamtlichen Flüchtlingshelfern aus Bayern hat sich am 29. 
März mit Innenminister Herrmann zu einem Austausch getroffen. Thema waren 
insbesondere Ausbildungs- und Arbeitsgenehmigungen für Geflüchtete. 
Hintergrund war die Ankündigung des Bayerischen Innenministeriums, den 
Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete künftig zu erleichtern. Unter anderem 
soll besonderen Integrationsleistungen künftig mehr Gewicht bei 
Einzelfallentscheidungen zukommen. Die ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer 
bewerten den Vorstoß des Innenministers eher vorsichtig, wollen mit Hinweis 
auf die neuen Vollzugshinweise aber nun vermehrt Anträge auf 
Beschäftigungserlaubnis stellen. Ein kurzer Bericht zum Treffen ist dieser E-
Mail angehängt (PDF Bericht_Treffen_IM) 
 
 
 
 

2. Hinweise, Anmerkungen und Kommentare zur neuen Weisung des StMI  
Rechtsanwalt Hubert Heinhold kommentiert in der angehängten Arbeitshilfe die 
neue Weisung des Bayr. Innenministeriums zur Beschäftigungserlaubnis. Die 
Ausführungen geben eine erste Verständnis-Hilfe und weisen auf neue 
Vorgaben und relevante Änderungen hin. Sein Fazit: „In der Tat enthält das IMS 
einige Verbesserungen – wenn auch nicht von großen Umfang.“ Die Arbeitshilfe 
ist dieser E-Mail als Anhang beigefügt (PDF Kommentar_Heinhold_IMS190304)  
 
 
 
 

3. Vortrag von Prof. Dr. Mararaa Guddinaa zur Situation in Äthiopien am 6. April 
2019 in Nürnberg 
Der äthiopische Oppositionspolitiker Prof. Dr. Mararaa Guddinaa berichtet 
diesen Samstag in Nürnberg über die aktuelle politische Situation in Äthiopien. 
Dabei steht er Flüchtlingshelfern wie auch Äthiopiern für Fragen zur Verfügung. 
Im Jahr 2015 wurde Prof. Guddinaa nach einem Vortrag vor dem Europäischen 
Parlament in Äthiopien aufgrund seiner oppositionellen Tätigkeit im Ausland als 
"Terrorist" angeklagt und war dann bis zu seiner Amnestierung im Januar 
letzten Jahres inhaftiert. Die Veranstaltung findet am 6. April 2019 von 13 Uhr 
bis 17 Uhr im Pfarrsaal der Katholischen Kirche St. Georg (Bierweg 33; 90411 
Nürnberg-Ziegelstein) statt (ca. 5 Min. Fußweg von der U-Bahn Station 
Ziegelstein). Der Eintritt ist frei (Spende willkommen). 
 

4. Offener Brief an Bundeskanzlerin Merkel 
In einem offenen Brief an Bundeskanzlerin Merkel treten zahlreiche 
Organisationen aus der Zivilgesellschaft für die Seenotrettung auf dem 
Mittelmeer ein. Die drei Forderungen sind: Ein Notfallplan für Bootsflüchtlinge; 
”Sichere Häfen” ermöglichen; Keine Rückführung nach Libyen. Neben 
verschiedenen bundesweiten Organisationen haben auch der Caritasverband 
für Diözese Würzburg e.V., Medinetz Würzburg e.V., V!VOVOLO e.V., der 
Würzburger Flüchtlingsrat und das Würzburger Bündnis für Demokratie und 
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Ehrenamtliche Flüchtlingshelfer*innen Bayern-UnserVETO  


 
 
30.03.2019 


Gespräch mit dem Bayerischen Innenminister 
am 26.03.2019 
 


Nachdem mit dem Innenministerium bereits Fachgespräche sowie Gespräche in 


einer Runde mit dem Staatssekretär Herrn Eck stattgefunden hatten, hatten wir am 


26.03.2019 ein Treffen mit dem Innenministerium Herrn Herrmann. 


Unser Verhandlungsteam  


 


Oberbayerischer Asylgipfel (Jost Herrmann, Lisa Hogger), Ostbayerischer Asylgipfel (Petra 
Nordling), Fränkischer Asylgipfel (Monika Hopp), Schwäbischer Asylgipfel (Anne-Kathrin 
Kapp-Kleineidam) sowie unserVETO (Joachim Jacob) / In der ersten Reihe: Herr 
Staatssekretär Eck, Herr Innenminister Herrmann, Integrationsbeauftragte Frau Brendel-
Fischer 
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Themen waren AnkER-Zentren, Abschiebungspraxis sowie vor allem Ausbildungs- 


und Arbeitsgenehmigungen. 


Der Innenminister erläuterte, Ziel der neuen Vollzugshinweise sei es, Ausbildungs- 


und Arbeitsgenehmigungen in Bayern zu erleichtern. Hierzu dienen vor allem, dass 


die BAMF-Entscheidungen nicht mehr dasselbe Gewicht wie vorher erhalten sollen 


und stattdessen eine Reihe von positiven und negativen Kriterien im Rahmen einer 


Einzelfallentscheidung herangezogen und bewertet werden sollen. 


Die Vertreter*innen der Helferkreise wiesen vor allem darauf hin, dass auch mit den 


geänderten Vollzugshinweisen nicht sichergestellt ist, dass der vorhandene 


Spielraum im Sinne von Arbeitgebern und Geflüchteten auch tatsächlich genutzt 


würde. Eine Reihe von Ausländerämtern haben sich bereits in dem Sinne geäußert, 


dass sich für sie nichts verändert habe. Wichtiges Ergebnis unseres Treffens war 


hier, dass das Innenministerium möglichst zeitnah Vertreter aller Ausländerämter 


einladen wird, um die neuen Vorgaben zu erläutern. 


Ein weiteres Ergebnis war, dass die Fachgespräche zu drei Themenschwerpunkten 


weiter fortgesetzt werden: Arbeit und Ausbildung, AnkER-Zentren und 


Abschiebungen. So werden wir am 01.04.2017 das AnkER-Zentrum Manching 


besichtigen. 


Wichtig ist nun, wo immer möglich, Anträge auf Beschäftigung mit Hinweis auf 


die neuen Vollzugshinweise neu zu stellen, bzw. nochmals zu stellen und uns 


die Fälle mitzuteilen, die nach wie vor abgelehnt werden. 


Ausbildungserlaubnisse können und sollen jetzt schon erteilt werden! 


 


Gez. Joachim Jacob 


 


 


Verband der ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer*innen Bayern 
Vorsitzende: Bettina Riep, Dr. Joachim Jacob 
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heinhold@waechtler-kollegen.de 
 


München, den 28.03.2019  
 
Unser Aktenzeichen:  
Bitte stets angeben!  


      -e  


 


 
Hinweise, Anmerkungen und Kommentare zu 
 
IMS vom 4.3.2019: „Beschäftigung und 
Berufsausbildung von Asylbewerbern und 
Geduldeten « und  
»Erteilung einer Ermessensduldung im Vorfeld 
der künftigen Beschäftigungsduldung« 
 
Zweite Fassung 
 
 
Vorbemerkung: 


 
Das erste IMS enthält Weisungen zur Erteilung einer Beschäftigungs-  und Ausbildungs-
Duldung und ersetzt das bisherige vom 1.9.2016. Einleitend heißt es, es solle die 
Absprachen im Koalitionsvertrag zwischen CSU und Freien Wählern, die sogenannte 3 + 2 
Regelungen offensiver anzuwenden, umsetzen. In der Tat enthält das IMS einige 
Verbesserungen – wenn auch nicht von großen Umfang.  
Die zweite Weisung trifft im Vorgriff auf die im Koalitionsvertrag der Bundesregierung 
vorgesehene neue Regelung der »Beschäftigungsverordnung« vorläufige Regelungen.  
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Beide Anordnungen sind sehr detailliert und ausgefeilt, so dass eine Erläuterung nicht 
durchgängig erforderlich erscheint. Dennoch wird die verästelte juristische Materie vielen 
Rechtsanwendern Schwierigkeiten machen. Die nachstehenden Ausführungen wollen 
Erste Hilfe leisten und auf neue Vorgaben und relevante Änderungen hinweisen.  


 
A) IMS zur Beschäftigung und Berufsausbildung  
 
 
Seite 6;  2.1  unten 
Das IMS führt (siebte Zeile von unten) aus, alle Anker- Einrichtungen und ihre 
Unterkunftsdependancen seien Aufnahmeeinrichtungen im vorgenannten Sinn. Da § 61 
Abs. 2 S.1 AufenthG nachrangig sei gegenüber Abs.1, folge „aus dem vorstehend 
Ausgeführten, dass einem Asylbewerber die Beschäftigung auch über die drei Monate 
hinaus frühestens dann erlaubt werden darf, wenn seine Verpflichtung, in einer 
Aufnahmeeinrichtung (ANKER-Einrichtungen und ihre Unterkunftsdependancen) zu 
wohnen beendet ist“  
 
Diese Passage ist missverständlich bzw. falsch, wenn man sie dahingehend versteht, dass 
alle Asylbewerber die in einer Anker-Einrichtung leben, einem absolutem 
Erwerbstätigkeitsverbot unterfallen. 
 
Es gibt (derzeit) keine gesetzliche Bestimmung, die den Aufenthalt im Anker-Center regelt. 
Das Asylgesetz kennt lediglich die Begriffe der Aufnahmeeinrichtung und der 
Gemeinschaftsunterkunft (bzw. der dezentralen Unterbringung). Nach herrschender 
Meinung ist das Anker-Konzept in diese gesetzliche Regelung einzufügen, was dadurch 
geschieht, dass es in den Aufnahmeeinrichtungen realisiert wird. § 47 Abs.1b AsylG erlaubt 
den Ländern zu regeln, dass Ausländer bis zur Entscheidung über den Asylantrag und im 
Falle der Ablehnung als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig bis zur Ausreise 
oder Abschiebung, längstens jedoch für 24 Monate in einer Aufnahmeeinrichtung leben 
müssen. Hiervon hat Bayern Gebrauch gemacht. Damit ist der Verbleib in den 
Aufnahmeeinrichtungen unter Umständen erheblich länger, womit das Vorhaben der 
Großen Koalition, die Asylsuchenden, deren Anträge kaum Chancen besitzen, gar nicht 
erst zu verteilen, sondern aus den Aufnahmeeinrichtungen – jetzt Anker genannt – heim zu 
führen, umgesetzt werden kann. 
In den Ankereinrichtungen und ihren Dependancen in Bayern jedoch sind nicht nur 
Aufnahmeeinrichtungen untergebracht, sondern auch Gemeinschaftsunterkünfte, 
gelegentlich sogar im selben Gebäude. Auch wenn diese Vorgehensweise rechtlich 
fragwürdig ist, wird zwischen Aufnahmeeinrichtung und Gemeinschaftsunterkunft 
unterschieden. Damit ist bei der derzeitigen Gesetzeslage die Aussage, dass die 
Flüchtlinge, die innerhalb eines Ankerzentrums in einer Gemeinschaftsunterkunft (und nicht 
mehr einer Aufnahmeeinrichtung) leben, einem absoluten Beschäftigungsverbot 
unterfallen, falsch.  Diesen kann vielmehr nach Ermessen eine Beschäftigung erlaubt 
werden 
. 
Die oben erwähnte Passage des IMS kann in diesem Sinne verstanden werden (leider aber 
auch anders), mit dem Ergebnis, dass nur die Personen, die noch gesetzlich verpflichtet 
sind, in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu leben, dem generellen Beschäftigungsverbot 
unterfallen.  
Das wären dann  
-Asylbewerber in den ersten drei Monaten und darüber hinaus solange keine  BAMF-
Entscheidung vorliegt bis zu 24 Monaten (in Bayern)  
-Flüchtlinge aus sicheren Herkunftsstaaten, die nach dem 31.8.2015 einen Asylantrag 
gestellt haben, 
-Asylbewerber, deren Asylantrag als offensichtlich unbegründet oder unzulässig abgelehnt 
wurde für den Zeitraum von 24 Monaten (in Bayern), sofern nicht das Gericht einem 
hiergegen eingereichten Eilantrag stattgegeben hat. 
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Nicht dem generellen Beschäftigungsverbot unterfallen demgemäß die Personen (auch 
wenn sie noch im Ankerzentrum leben),  
-deren Asylantrag vom BAMF als einfach unbegründet abgelehnt wurde 
-die durch Eheschließung nach der Asylantragstellung einen Rechtsanspruch auf eine 
Aufenthaltserlaubnis erhalten haben  
-alle anderen, die nicht aus sicheren Herkunftsstaaten stammen nach 24 Monaten (in 
Bayern)  
-und selbstverständlich auch die sog. Fehlbeleger, also die Personen, die einen 
Schutzanspruch zuerkannt erhielten (und idR eine Aufenthaltserlaubnis oder zumindest 
eine Fiktionsbescheinigung besitzen). 
 
Man kann die Passage aber auch so verstehen, dass alle Geflüchteten die in einer 
Ankereinrichtung leben, einem generellen Beschäftigungsverbot unterfallen-, da sie ja, weil 
Sie nicht außerhalb verteilt wurden, aktuell noch verpflichtet sind, am früher zugewiesenen 
Ort zu wohnen. Eine solche Interpretation halte ich für falsch; sie widerspricht der 
bundesgesetzlichen Regelung in §§ 53 Abs.1 iVm 47, 48 AsylG. Diese differenziert 
zwischen einer Aufnahmeeinrichtung und einer Gemeinschaftsunterkunft; die Verpflichtung 
in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen endet kraft Gesetzes und bedarf keines 
Verwaltungsaktes. 
Wird das IMS vom zuständigen Ausländeramt so interpretiert, sollte dies nicht akzeptiert 
werden, sondern gerichtliche Hilfe gesucht werden. 
 
 
Seite 7 ; 2.2.1 
Das IMS klärt die bislang strittige Frage, ob es beim Stichtag ((31. 8. 2015) auf das Asyl- 
gesuch oder den Asylantrag ankommt:  maßgeblich ist der förmliche Asylantrag.  
 
Seite 9;  2.2.2.1. a)  
Das IMS stellt klar, dass einem Asylbewerber eine Kontaktaufnahme mit Behörden des 
Herkunftsaktes   grundsätzlich nicht zumutbar ist, solange das Verfahren nicht unanfechtbar 
bzw. vollziehbar abgeschlossen ist - auch nicht zur Identitätsklärung oder Passbeschaffung. 
Die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis darf davon nicht abhängig gemacht werden. 
Andererseits will das Ministerium hiervon Ausnahmen nach dem jeweiligen Einzelfall 
zulassen. Ich halte letzteres für fragwürdig - jedenfalls obliegt den Behörden in diesem Falle 
die Beweislast für die Zumutbarkeit und Gefahrlosigkeit.  
 
Seite 11; zweiter Punkt 
Dass eine beabsichtigte Aufnahme einer Ausbildung zum Pflegefachhelfer bei der 
Ermessensabwägung positiv zu berücksichtigen ist, ist zu begrüßen. 
 
Seite 12 ; sechster Punkt  
Ist die Identität (noch) nicht geklärt soll ein "Zug-um-Zug-Vorgehen« angeboten werden: 
dem Betroffenen soll für den Fall der Klärung eine Beschäftigungserlaubnis in Aussicht 
gestellt oder zugesichert werden. 
 
Seite 13 ; 2.2.2.2  
Bei Verlängerung einer bereits erteilten Beschäftigungserlaubnis genießt der Betreffende 
Vertrauensschutz. Die Erlaubnis ist zu verlängern, sofern keine zusätzlichen negativen 
Ermessensaspekte hinzugetreten sind bzw. sofern sie durch neue positive Aspekte 
aufgewogen werden.  
 
Seite 15 Mitte 
Es wird klargestellt, dass das Erwerbsverbot der fehlenden Mitwirkung nur an ein 
gegenwärtiges (nicht vergangenes) Verhalten anknüpft und dies zudem (allein) kausal 
dafür sein muss, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können. 
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Seite 17 oben 
Die Ausführungen, dass eine Beschäftigungserlaubnis nicht erteilt werden dürfe, wenn die 
Frist zur freiwilligen Ausreise noch nicht abgelaufen ist und dies auch gelte, wenn dem Betr.   
bereits als Asylbewerber eine Beschäftigungserlaubnis erteilt worden war, sind 
missverständlich. Zudem sind sie lebensfremd und praxisuntauglich.  
 
Das IMS zeigt auf Seite 20 (Satz zwei) und Seite 32 (zweiter Absatz) selbst eine 
praxistaugliche Lösung auf: 
 »Soll eine qualifizierte Berufsausbildung oder anschlussfähige Ausbildung zu einem 
Pflegefachhelfer fortgesetzt werden, für die während der Zeit der Aufenthaltsgestattung… 
eine Beschäftigungserlaubnis erteilt worden war, soll von der sofortigen Einleitung 
konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung…. abgesehen werden. Im Regelfall 
besteht dann bei einer qualifizierten Berufsausbildung ein Anspruch auf Erteilung einer 
Duldung nach Paragraf 60 a Abs. 2 Satz 4 AufenthG samt Beschäftigungserlaubnis für die 
Dauer der ununterbrochen fortgesetzten Ausbildung« (S.32). 
Mit dem letzten Satz wird zugleich die bislang strittige Frage geklärt, ob eine Ausbildung, 
die während des Asylverfahrens begonnen wurde, dann nach § 60 a Abs. 2 Satz 3 AufenthG 
oder Satz 4 fortgesetzt wurde, was unterschiedliche Folgen hat. Bei Satz 4 besteht im 
Erfolgsfall ein Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis, bei Satz 3 nur auf 
Ermessensausübung. Das IMS geht jetzt richtigerweise davon aus, dass   auch dann eine 
Ausbildunsgsduldung gem. S.4 zu erteilen ist. 
 
Seite 21-25;  
Wie schon im Vorgänger - IMS werden Personen im Dublin-Verfahren, Ausländer die den 
Asylantrag zurückgenommen haben oder   ohne Stellung eines Asylantrages eingereist 
sind und sogenannte Overstayer von der Anwendung der Beschäftigungsduldung 
ausgenommen. Die jetzigen Formulierungen lassen jedoch mehr Spielraum; während 
früher die Beschäftigungsduldung nach Rücknahme „grundsätzlich zu versagen“ war, ist 
jetzt eine Einzelfall - Prüfung verlangt, ob ein Missbrauchsfall vorliegt. Positiv ist auch, dass 
eine Missbrauchs - Fallkonstellation verneint wird, wenn die Rücknahme bei unbegleiteten 
minderjährigen im Interesse des Kindeswohls erfolgte (Seite 23). 
 
 
Seite 29; 3.5.1.2.4  Kein Bevorstehen konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
 
Die weite Auslegung dieses Ausschlusstatbestands hatte die Erteilung einer 
Beschäftigungs- und Ausbildungsduldung in Bayern erheblich erschwert und wurde zu 
Recht heftig kritisiert. Nunmehr wird eine sachnähere Auslegung, die den Regelungen in 
anderen Bundesländern entspricht, vorgegeben. Verlangt wird ein sachlicher und zeitlicher 
Zusammenhang zur Aufenthaltsbeendigung. Bezüglich der Einzelheiten wird auf die Seite 
29-32 verwiesen. 
Strittig wird bleiben, wann eine nur »vorübergehende Reiseunfähigkeit« und wann eine   
»längerfristige« vorliegt. Es empfiehlt sich, hieran schon bei der Beschaffung des 
fachärztlichen Attestes zu denken.  
Zu begrüßen ist die Klarstellung, dass eine im Zeitpunkt der Antragstellung ergangene 
»bloße Aufforderung zur Pass- oder Passersatzbeschaffung keine.… konkrete 
Vorbereitungsmaßnahme« darstellt (Seite 30). Manche Ausländerbehörden hatten eben 
auf diese Weise eine Beschäftigungsaufnahme verhindert. 
Praxisnah ist auch die Regelung (Seite 31) dass bei mehr als einjährigen vergeblichen 
Bemühungen zur Aufenthalts Beendigung (ohne dass ein Verschulden des Ausländers 
aktenkundig ist) es einer besonderen aktenkundigen Prüfung durch die Ausländerbehörde 
bedarf, ob aufenthaltsbeendende Maßnahmen fortgesetzt werden sollen. 
 
Seite 35;.3.5.5 
Zu begrüßen ist die Klarstellung, dass die Erteilung einer Ausbildungsduldung 
ausländerrechtlich keinen Nachweis eines bestimmten Sprachniveaus voraussetzt, 
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sondern dass die Relevanz dieses Umstandes »nur der Arbeitgeber bzw. der 
Ausbildungsbetrieb beurteilen« kann 
 
Seite 41 zweiter Absatz  
Das IMS gibt vor, dass bei Ausübung des Ermessens gemäß §18 a Abs. 1 AufenthG im 
Regelfall eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden soll. Zu begrüßen ist auch, dass sie in der 
Regel für zwei Jahre zu erteilen ist. 
 


B) IMS zur Erteilung einer Ermessensduldung im Vorfeld der künftigen 
Beschäftigungsduldung. 


 
Schade um das viele Papier und die viele Arbeit die darin steckt. Die Vorgaben sind so eng, 
dass sie nur ein paar wenige Menschen begünstigen werden. Diese hätte man einfacher 
mündlich informieren können. Vielleicht liegt der Zweck aber auch darin zu signalisieren, 
dass man sich von dem Gesetz nichts erwarten soll. 
 
Hubert Heinhold 
 
Rechtsanwalt 
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Zivilcourage den Brief unterzeichnet. Das offene Schreiben finden Sie 
angehängt (PDF Offener-Brief-an-Bundeskanzlerin-Merkel-April2019).  
 
 
 
 

5. BAMF führt Überstellungen nach Italien wieder uneingeschränkt durch 
Der Informationsverbund Asyl & Migration informiert auf seiner Homepage 
darüber, dass Überstellungen nach Italien im Rahmen des Dublin-Verfahrens 
wieder „uneingeschränkt“ durchgeführt werden. Die Bundesregierung teilte das 
in ihrer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage der Fraktion Die Linke mit. 
Zuletzt hatte das BAMF auf eine Überstellung von Kindern unter drei Jahren 
und deren Familien verzichtet bzw. individuelle Vereinbarungen mit den 
italienischen Behörden getroffen. Hintergrund war der gerichtliche Stopp der 
Dublin-Überstellungen nach Italien von Familien mit Kindern im Jahr 2014 
wegen der dortigen Unterbringungssituation. Mit Verweis auf eine Zusicherung 
der italienischen Regierung und eigene Erkenntnisse des BAMF wird diese 
Praxis nun geändert. Bislang seien aber noch keine Familien mit Kindern unter 
drei Jahren nach Italien überstellt worden. Den ganzen Artikel können Sie hier 
lesen: https://www.asyl.net/view/detail/News/bamf-fuehrt-ueberstellungen-
nach-italien-wieder-uneingeschraenkt-durch/.  

 
 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Ich wünsche Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft 
für Ihr großartiges Engagement. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Tobias Bothe 
 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise  
Randersackerer Straße 25  
97072 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118  
Fax 0931 38659-199  
Mobil 0172 7926928  
mailto: t.goldmann@caritas-wuerzburg.org  
www.caritas-wuerzburg.org 

 
Wenn Sie den Newsletter nicht mehr erhalten wollen, schreiben Sie mir gerne eine 
formlose Antwortmail.  
 

https://www.asyl.net/view/detail/News/bamf-fuehrt-ueberstellungen-nach-italien-wieder-uneingeschraenkt-durch/
https://www.asyl.net/view/detail/News/bamf-fuehrt-ueberstellungen-nach-italien-wieder-uneingeschraenkt-durch/
mailto:t.goldmann@caritas-wuerzburg.org
file://///CWFileCluster/UserHomes$/CW_GoldmannTo/goldmann/Signatur%20Goldmann/www.caritas-wuerzburg.org



OFFENER BRIEF AN DIE BUNDESKANZLERIN 
 


Frau Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel 
Bundeskanzleramt 
Willy-Brandt-Straße 1 
10557 Berlin 
  
Nachrichtlich: 
Innenministerium 
Auswärtiges Amt 
Integrationsbeauftragte 
Innenausschuss 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte  
und humanitäre Hilfe      


Berlin/Frankfurt, 03. April 2019  
  
Drei Forderungen aus der Zivilgesellschaft: Notfallplan für Bootsflüchtlinge / 
”Sichere Häfen” ermöglichen / Keine Rückführung nach Libyen  
 
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, 
  
in den vergangenen Wochen hat Deutschland gemeinsam mit anderen europäischen 
Staaten immer wieder Menschen aufgenommen, die im Mittelmeer aus Seenot geret-
tet wurden. Wir sehen dieses Engagement und begrüßen es, dass die Bundesrepub-
lik bei anderen EU-Mitgliedstaaten für einen Verteilmechanismus für diese Menschen 
wirbt. 
 
Wir, die Unterzeichnenden, setzen uns auf unterschiedliche Weise für eine men-
schenrechtsbasierte, solidarische Flüchtlingspolitik ein – als Flüchtlings- und Men-
schenrechtsorganisationen, Wohlfahrtsverbände, Kirchen, humanitäre Hilfsorganisa-
tionen, Seenotrettungsorganisationen, Kommunen, Gewerkschaften, zivilgesell-
schaftliche Bewegungen und lokale Bündnisse. 
 
Wir sind erschüttert angesichts der gegenwärtigen europäischen Politik, die immer 
stärker auf Abschottung und Abschreckung setzt – und dabei tausendfaches Sterben 
billigend in Kauf nimmt. All diese Menschen haben Schutz und eine menschenwürdi-
ge Zukunft für sich und ihre Familien gesucht. 
 
Die Pflicht zur Seenotrettung ist Völkerrecht und das Recht auf Leben nicht verhan-
delbar.  Diese Verantwortung trifft in erster Linie die EU und ihre Mitgliedstaaten; sie 
müssen eine völkerrechtsbasierte Seenotrettung auf dem Mittelmeer gewährleisten. 
Sie haben sich auch dazu verpflichtet, Schutzsuchenden Zugang zu einem fairen 
Asylverfahren zu gewähren. Für all dies sind wir gemeinsam mit zehntausenden 
Menschen in den vergangenen Monaten bundesweit auf die Straße gegangen. 
 
Dass zivile Helfer*innen kriminalisiert werden, die der unterlassenen Hilfeleistung der 
europäischen Staaten nicht tatenlos zusehen wollen, ist ein Skandal. Diese Politik 
muss beendet werden, denn sie bedroht nicht nur das Leben von Menschen, sie 
setzt auch unsere eigene Humanität und Würde aufs Spiel. Und sie beschädigt das 
Vertrauen in den Rechtsraum und die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union 







und ihrer Mitgliedstaaten. Daher bedarf es einer Neuausrichtung der deutschen und 
europäischen Politik. 
  
Wir wenden uns an Sie als eine Kanzlerin, die in einem kritischen Moment einen Ent-
schluss gefasst hat, europäisch zu handeln. Die folgenden Maßnahmen weisen aus 
unserer Sicht Wege aus der derzeitigen humanitären Katastrophe und der politischen 
Krise. Jetzt, kurz vor den Europawahlen 2019, sind sie wichtiger denn je. 
 
1. Notfallplan für Bootsflüchtlinge: Die Bundesregierung verhandelt bereits mit 
anderen europäischen Staaten über ein Verteil- und Aufnahmeverfahren (Relocation) 
für im Mittelmeer gerettete Flüchtlinge. Mehrere europäische Staaten sollen sich mit 
der EU-Kommission zusammenschließen und unter Koordination des Asylunterstüt-
zungsbüros EASO die Menschen unter Anwendung der Humanitären Klausel der 
Dublin-Verordnung nach einem vorher festgelegten Schlüssel verteilen. Den Schutz-
suchenden muss nach Anlandung in einem sicheren europäischen Hafen eine men-
schenwürdige Aufnahme und Zugang zu einem fairen Asylverfahren gewährt werden. 
Der Europäische Flüchtlingsrat hat dazu einen praktikablen Vorschlag gemacht.1  
Wir appellieren an Sie, schnellstmöglich einen solchen Notfallplan für Gerettete und 
andere über das Mittelmeer ankommende Schutzsuchende umzusetzen.  
 
2. „Sichere Häfen“ ermöglichen: Wir bitten die Bundesregierung, aufnahmebereiten 
Kommunen in unserem Land die freiwillige Aufnahme von zusätzlichen Schutzsu-
chenden in einem europäischen Relocation-Verfahren zu ermöglichen. Zahlreiche 
deutsche Städte und Gemeinden haben sich in den vergangenen Monaten zum „Si-
cheren Hafen“ erklärt und ihre Aufnahmebereitschaft signalisiert. Für sie muss eine 
Möglichkeit geschaffen werden, über ihre Aufnahmepflicht gemäß Königsteiner 
Schlüssel hinaus, zusätzlich freiwillig Schutzsuchenden aufzunehmen – entweder auf 
Grundlage bestehender oder neuer rechtlicher Regelungen. 
 
3. Keine Rückführungen nach Libyen: Die EU und die Bundesrepublik müssen das 
Non-Refoulement-Gebot als zwingendes Völkerrecht achten und umsetzen. Wir bit-
ten Sie, dieses Gebot deutlich gegenüber anderen Staaten zu verteidigen. Das Ver-
bot der Zurückweisung in eine Bedrohungssituation verlangt, dass gerettete Men-
schen an einen sicheren Ort evakuiert werden. Einige der südlichen Mittelmeeranrai-
ner bemühen sich Asylsysteme aufzubauen. Aufgrund der fehlenden rechtsstaatli-
chen Garantien kann ein sicherer Ort bis auf weiteres jedoch nur in der EU liegen.  
Nach Libyen zurückgebrachte Menschen sind systematisch Folter, Versklavung und 
Gewalt ausgesetzt, wie Sie aus UN- und Botschaftsberichten wissen. Dementspre-
chend darf es keine Zurückführung nach Libyen geben. Daraus ergibt sich auch, 
dass die Bundesregierung und die EU jede Unterstützung und Ausbildung der sog. 
libyschen Küstenwache einstellen müssen. Diese fängt fliehende Menschen erwie-
senermaßen auf hoher See ab und bringt sie mit Gewalt nach Libyen zurück. Auch 
andere Staaten dürfen nicht dabei unterstützt werden, schutzsuchende Menschen 
abzuwehren, in Gefahr zurückzudrängen oder unter unmenschlichen Bedingungen 
festzuhalten.  
 
 


                                                           
1
 Relying on Relocation: ECRE Proposal for a Predictable and Fair Relocation following Dis-


embarkation, 25.01.2019 www.ecre.org/relying-on-relocation-ecre-proposal-for-a-predictable-
and-fair-relocation-following-disembarkation/ 



https://www.ecre.org/relying-on-relocation-ecre-proposal-for-a-predictable-and-fair-relocation-following-disembarkation/

https://www.ecre.org/relying-on-relocation-ecre-proposal-for-a-predictable-and-fair-relocation-following-disembarkation/





Wir richten diese Forderungen an Sie und werden uns auch künftig mit aller Kraft für 
politische Lösungen einsetzen, die von Humanität geleitet sind. 
 
Hochachtungsvoll  
 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 







 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 







Bundesweite Organisationen  


ACAT Deutschland (Akti-
on der Christen für die 
Abschaffung der Folter) 


ADRA Deutschland e.V. 


Aktion Deutschland Hilft 


Aktion Sühnezeichen 
Friedensdienste e.V. 


Aktionsbündnis gegen 
AIDS - Action against 
AIDS Germany 


Amnesty International 


Anwälte ohne Grenzen - 
Lawyers without Borders 
e.V. 


Arbeitsgemeinschaft der 
Eine-Welt-
Landesnetzwerke in 
Deutschland e.V. 


Ärzte der Welt e.V. - Doc-
tors of the World Germany 


Ärzte ohne Grenzen e.V. - 
Medecins Sans Frontieres 


AWC Deutschland e.V. 


AWO Bundesverband 


AWO International 


borderline-europe - Men-
schenrechte ohne Gren-
zen e.V. 


Brot für die Welt 


Brot für die Welt Jugend 


Bund der Deutschen Ka-
tholischen Jugend 


Bundesarbeits-
gemeinschaft Evangeli-
sche Jugendsozialarbeit 
e.V. 


Bundesarbeits-
gemeinschaft Kirche und 


Rechtsextremismus (BAG 
K+R) 


Bundesverband NETZ für 
Selbstverwaltung und 
Selbstorganisation e.V. 


Campact 


civilfleet-support e.V. 


Der Paritätische Gesamt-
verband 


Deutsche Aidshilfe 


Deutsche Gesellschaft für 
Soziale Arbeit e.V. 


Deutscher Caritasverband 
e.V. 


Deutscher Gewerk-
schaftsbund  


Diakonie Deutschland 


Diakonie Katastrophen-
hilfe 


Equal Rights Beyond Bor-
ders 


Evangelische Frauen in 
Deutschland e.V. 


FC St. Pauli  


FIM – Frauenrecht ist 
Menschenrecht e. V. 


Flüchtlingspaten Syrien 
e.V. 


IN VIA Katholischer Ver-
band für Mädchen- und 
Frauensozialarbeit – 
Deutschland e.V. 


IUVENTA - Solidarity at 
Sea 


Jesuiten-Flüchtlingsdienst 
Deutschland 


Jugend Rettet e.V. 


KOK - Bundesweiter Ko-
ordinierungskreis gegen 
Menschenhandel e.V. 


kritnet – Netzwerk für kri-
tische Migrations- und 
Grenzregimeforschung 


MISEREOR 


Mission Lifeline e.V. 


Netzwerk Afrika Deutsch-
land (NAD) 


Neue Richtervereinigung 
e.V. 


Ökumenische Bundesar-
beits-gemeinschaft Asyl in 
der Kirche e.V. 


PRO ASYL 


RESQSHIP e.V. 


Save the Children 


Sea-Eye e.V. 


Sea-Watch e.V. 


SEEBRÜCKE - Schafft 
Sichere Häfen! 


SOLWODI e.V. Deutsch-
land 


SOS MEDITERRANEE 
Deutschland e.V. 


Verband binationaler Fa-
milien und Partnerschaf-
ten, iaf e.V. 


Women in Exile & Friends 


 


 


 


 


 


 







Landesweite und regionale Organisationen  


AK Asyl Flüchtlingsrat Rhein-
land-Pfalz 


Asyl in der Kirche Berlin-
Brandenburg e.V. 


Berlin-Brandenburgische Aus-
landsgesellschaft (BBAG) 
e.V. 


Bezirksjugendwerk der AWO 
Hessen-Süd e.V. 


Caritas in Niedersachsen 


Caritasverband für das Erz-
bistum Hamburg e.V. 


Caritasverband für die Diöze-
se Würzburg e.V. 


Caritasverband für die Region 
Krefeld e.V. 


Diakonie Baden 


Diakonie Bayern 


Diakonie Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz 


Diakonie Hessen 


Diakonie in Niedersachsen 


Diakonie Mitteldeutschland 


Diakonie Rheinland-
Westfalen-Lippe 


Diakonie Württemberg 


Diakonisches Werk der Ev.-
Luth. Kirche in Oldenburg 


Diakonisches Werk Bremen 


Diakonisches Werk der Ev.-
Luth. Landeskirche Sachsens 


Diakonisches Werk Hamburg 


Diakonisches Werk Mecklen-
burg-Vorpommern 


Diakonisches Werk Pfalz 


Diakonisches Werk Schles-
wig-Holstein 


Eine Welt Netz NRW 


Evangelische Kirche in Mittel-
deutschland 


Evangelischer Kirchenkreis 
Berlin Stadtmitte 


Flüchtlingsbeauftragter im 
Bistum Münster 


Flüchtlingshilfe Mittelhessen 
e.V. 


Flüchtlingsrat Baden-
Württemberg 


Flüchtlingsrat Bayern 


Flüchtlingsrat Brandenburg 


Flüchtlingsrat Hamburg 


Flüchtlingsrat Hessen 


Flüchtlingsrat Mecklenburg-
Vorpommern 


Flüchtlingsrat Niedersachsen 


Flüchtlingsrat NRW 


Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt 


Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein e.V. 


Humanistischer Verband Ber-
lin-Brandenburg KdöR 


Initiativausschuss für Migrati-
onspolitik in Rheinland-Pfalz 


Landesvereinigung NRW der 
VVN/BdA (Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/ 
Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten) 


Paritätische Wohlfahrtsver-
band Niedersachsen e.V. 


Reformierter Kirchenkreis in 
der Evangelischen Kirche 
Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz (EK-
BO) 


"weltweit" - die Freiwilligenor-
ganisation von Asyl in der 
Kirche Berlin-Brandenburg e. 
V. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 







Lokale Organisationen 


AG Bleiben Köln 


AG kirchliche Flüchtlingsar-
beit in Hamburg 


AK Asyl Freiberg a.N. 


AK Asyl Pleidelsheim 


AK Asyl Remseck e.V. 


AK Asyl Sachsenheim 


Aktionskreis Hamburg Hat 
Platz 


Arbeitskreis Asyl Affalterbach 


Arbeitskreis Asyl der Ev. Kir-
chengemeinde Gütersloh 


Arbeitskreis Asyl Friedrichs-
dorf e.V. 


Arbeitskreis Asyl Stuttgart 


Arbeitskreis Asyl Vaihingen 
an der Enz 


Arbeitskreis Flüchtlinge in 
Steinbach (Ts.) 


Asylarbeitskreis Heidelberg 
e.V.  


Ausländerbeirat der Stadt 
Kassel 


Beirat Migration und Integrati-
on des Berliner Missionswer-
kes 


Bundesakademie für Kulturel-
le Bildung Wolfenbüttel e.V. 


Café 104 


Cameo Kollektiv e.V. 


Campus Asyl e.V. 


Diakonie Lahn Dill e.V. 


Diakonie Osnabrück Stadt 
und Land (DIOS) 


Diakonisches Werk Berlin 
Stadtmitte e.V. 


Diakonisches Werk Dortmund 
und Lünen GmbH 


ESTAruppin e.V. - Gemein-
dediakonische Initiative der 
Evangelischen Kirchenge-
meinden in Wittstock-Ruppin 


Ev. Andreasgemeinde in 
Darmstadt (Hessen) 


Ev. Gustav-Adolf-
Kirchengemeinde, Ingelheim 


Ev. Hoffnungsgemeinde 
Wiesbaden Biebrich 


Ev. Kirche in Hessen und 
Nassau - Dekanat Vogelsberg 


Ev. Kirchenkreis Oderland-
Spree 


Ev. Luth. Kirchengemeinde 
Hamburg-Ottensen 


Ev. Martin- Luther- Gemein-
de, Darmstadt 


Ev.-Freikirchliche Gemeinde 
Hofkirche 


Evangelische Arbeitsgemein-
schaft für KDV und Frieden 


Evangelisches Dekanat 
Darmstadt-Stadt 


Evangelische Emmausge-
meinde 


Evangelische Kirchenge-
meinde Bronnzell-Eichenzell 


Evangelische Kirchenge-
meinde Egelsbach 


Evangelische Kirchenge-
meinde Heidesheim 


Evangelische Kirchenge-
meinde St. Katharinen, Bran-
denburg an der Havel 


Evangelischer Kirchenkreis 
Prignitz 


Evangelische Landeskirche 
Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz 


Evangelische Leonhardsge-
meinde Stuttgart 


Evangelische St. Gotthardt - 
und Christuskirchengemein-
de, Brandenburg an der Havel 


Evangelische Gemeinde zu 
Düren 


Evangelische Kirchenge-
meinde Neufinkenkrug in Fal-
kensee 


Evangelische Kirchenge-
meinde Wiesbaden-Bierstadt 


Evangelisches Asylpfarramt 
Stuttgart 


Exil - Osnabrücker Zentrum 
für Flüchtlinge e.V. 


FARBE e.V., Freie Arbeits-
gemeinschaft für Bürger-
schaftliches Engagement 


Flüchtlinge Willkommen e.V. 


Flüchtlinge willkommen in 
Düsseldorf e.V. 


Flüchtlingshilfe - Willkommen 
in Bad Vilbel e.V. 


Flüchtlingshilfe Lippe e.V. 


Flüchtlingshilfe Neu-Isenburg 
e.V. 


Flüchtlingshilfe Nottuln 


Flüchtlingshilfe Oldenburg 


Flüchtlingshilfe Rosenplatz 
Osnabrück 


Flüchtlingskirche c/o St. 
Simeon, Berlin 


Flüchtlingspaten Dortmund 
e.V. 


Flüchtlingsrat Krefeld 







Flüchtlingsrat Leverkusen 


Flüchtlingsrat Mainz 


Flüchtlingsrat Würzburg 


Forum Hochschule und Kir-
che e.V. 


Franziskanerinnen von Lüdin-
ghausen 


Freundeskreis Asyl Schwä-
bisch Hall 


Freundeskreises Asyl Königs-
tein 


GASThaus und GASTkirche 
in Recklinghausen 


Gemeinde mit Ausblick e.V. 


GEW Kreisverband Hanau 


Heidelberger Friedensrat-
schlag 


Helferkreis Asyl Worms e.V. 


Hitzacker/Dorf eG 


IBIS – Interkulturelle Arbeits-
stelle für Forschung, Doku-
mentation, Bildung und Bera-
tung e.V. 


Initiative "Münster-Stadt der 
Zuflucht" 


Integration e.V. 


Interkulturelles Begegnungs-
zentrum Kerner 


Jesus Freaks Kassel e.V. 


"kein mensch ist illegal" Wup-
pertal 


Kirchliche Hilfsstelle für 
Flüchtlinge, Hamburg 


Konstanzer Seebrücke – 
Schafft sichere Häfen 


Landesjugendring Branden-
burg e.V. 


LandsAid e.V. 


Leben in der Fremde e.V. 


Legal Clinic Dortmund e.V. 


Ludwigsburg Waiblingen Enz 


Medibüro Hamburg 


Medibüro Kiel e.V. 


Medinetz Bielefeld 


Medinetz Essen e.V. / medi-
zinische Flüchtlingshilfe 


Medinetz Freiburg 


Medinetz Hannover e.V. 


Medinetz Mainz e.V. 


Medinetz Würzburg e.V. 


Medinetz Bonn e.V. 


Mennonitisches Hilfswerk e.V. 


Mensch Mensch Mensch e.V. 


Moabit hilft e.V 


Münster - Stadt der Zuflucht 


Netzwerk „Berlin hilft!" 


Netzwerk Dortmund - Ehren-
amtliche in der Flüchtlingshilfe 


Ökumenische Arbeitskreis 
Asyl Ludwigsburg Stadt 


Ökumenische Fachstelle Asyl 
von Kreisdiakonieverband 
Ludwigsburg und Caritas 


Ökumenische Flüchtlingshilfe 
Lorsch 


Ökumenische Flüchtlingshilfe 
Steinheim 


Ökumenische Forum Flücht-
linge in Lippe 


Ökumenischer Arbeitskreis 
Asyl Kornwestheim 


Oromo Horn von Afrika Zen-
tum e. V. 


Osnabrücker Friedensinitiati-
ve OFRI 


Potsdam Konvoi 


Pro Asyl/Flüchtlingsrat Essen 
e.V. 


Refugee Law Clinic Berlin 
e.V. 


Refugee Law Clinic Kiel 


Refugee Law Clinic Regens-
burg 


Refugee Network Göttingen - 
Hilfe für Geflüchtete e.V. 


r-mediabase 


Runder Tisch Asyl Erligheim 


Save me Mannheim 


Seebrücke Altdorf 


Seebrücke Branden-
burg/Havel 


Seebrücke Bochum 


Seebrücke Dortmund 


Seebrücke Dresden 


Seebrücke Duisburg 


Seebrücke Erfurt 


Seebrücke Erlangen 


Seebrücke Esslingen am 
Neckar 


Seebrücke Gießen 


Seebrücke Göttingen 


Seebrücke Hamburg 


Seebrücke Hannover 


Seebrücke Kassel 


Seebrücke Krefeld 


Seebrücke Mannheim 


Seebrücke München 


Seebrücke Münster 







Seebrücke Nürnberg 


Seebrücke Oldenburg 


Seebrücke Osnabrück 


Seebrücke Potsdam 


Seebrücke Reutlingen-
Tübingen 


Seebrücke Seligenstadt 


Seebrücke Ulm 


Seebrücke Wildeshausen 


Seebrücke Wuppertal 


Solinet Hannover 


Stadtteiltreff Mainz-
Gonsenheim 


Stiftung Nord-Süd-Brücken 


Todesursache: Flucht. Eine 
unvollständige Liste 


Trägerverein Psychosoziales 
Zentrum für Geflüchtete in 
Nordhessen e.V. 


Train of Hope - Flüchtlingshil-
fe Dortmund 


V!VOVOLO e.V. , Würzburg 


VENROB e.V. 


ver.di Ortsverein des Fachbe-
reichs 3 von Wuppertal-
Niederberg 


ver.di Ortsverein Freiburg 


ver.di Landesbezirk Hamburg 


Verband der Motorradclubs 
Kuhle Wampe 


Villa Fohrde Bildungs- und 
Kulturhaus e.V. 


Willkommensbündnis für 
Flüchtlinge in Steglitz-
Zehlendorf 


Wuppertaler Aktionsbündnis 
gegen TTIP und andere Frei-
handelsfallen 


Würzburger Bündnis für De-
mokratie und Zivilcourage 


Zuflucht -Ökumenische Aus-
länderarbeit e.V. 
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